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2. Steuern oder andere Abgaben, die der Schuldner zu berechnen und abzuführen 
hat, nicht oder zu niedrig erklärt oder angemeldet werden

3. Vorteile bei der Festsetzung oder Erhebung von Steuern oder anderen Abgaben 
entgegen den gesetzlichen Bestimmungen gewährt oder belassen werden

4. Preisstützungen oder Preisausgleichsbeträge ungerechtfertigt oder in unge­
rechtfertigter Höhe beantragt oder in Anspruch genommen werden

kann mit Verweis oder Ordnungsstrafe von 10 bis 1000 M belegt werden.
(2) Ebenso kann zur Verantwortung gezogen werden, wer die Handlung vor­

sätzlich begeht, ohne einen erheblichen Schaden herbeizuführen.
(3) Die Durchführung des Ordnungsstrafverfahrens obliegt den Vorsitzenden 

oder sachlich zuständigen hauptamtlichen Mitgliedern der Räte der Bezirke und 
Kreise.

§22

(1) Wer fahrlässig bewirkt, daß
1. Beiträge zur Sozialpflichtversicherung und Unfallumlage nicht oder zu niedrig 

festgesetzt werden
2. Beiträge zur Sozialpflichtversicherung und Unfallumlage, die der Schuldner 

zu berechnen und abzuführen hat, nicht oder zu niedrig entrichtet werden
3. Beitragsvergünstigungen entgegen den gesetzlichen Bestimmungen gewährt 

oder belassen werden
kann mit Verweis oder Ordnungsstrafe von 10 bis 1000 M belegt werden.

(2) Ebenso kann zur Verantwortung gezogen werden, wer die Handlung vor­
sätzlich begeht, ohne einen erheblichen Schaden herbeizuführen.

(3) Die Durchführung des Ordnungsstrafverfahrens obliegt den Vorsitzenden 
oder sachlich zuständigen hauptamtlichen Mitgliedern der Räte der Kreise.

§23
(1) Wer eigene oder fremde Angelegenheiten in bezug auf Steuern, andere 

Abgaben, Preisstützungen, Preisausgleichsbeträge oder auf Beiträge zur Sozial­
pflichtversicherung wahmimmt oder wahrzunehmen hat und dabei vorsätzlich 
oder fahrlässig gegen eine im Interesse der Ermittlung, Festsetzung, Sicherung oder 
Einziehung von Steuern, anderen Abgaben, Preisstützungen, Preisausgleichsbeträ­
gen oder Beiträgen zur Sozialpflichtversicherung bestehende gesetzliche Bestim­
mung verstößt, die Kontrolltätigkeit der Finanzorgane auf diesen Gebieten behin­
dert oder erschwert oder eine ihm erteilte Auflage nicht befolgt, kann mit Verweis 
oder Ordnungsstrafe von 10 bis 1000 M belegt werden.

(2) Ebenso kann zur Verantwortung gezogen werden, wer vorsätzlich unerlaubt 
gewerbsmäßig Hilfe in Steuersachen leistet.

(3) Die Durchführung des Ordnungsstrafverfahrens obliegt den Vorsitzenden 
oder sachlich zuständigen hauptamtlichen Mitgliedern der Räte der Bezirke und 
Kreise.


